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Billigung der Regierungserklärung
durch den Landtag

MTB . Münch « «, 26. Juni . «Tel .» Ministerpräsident
ivr . Held gab heute im Landtag eine Erklärung ab . daß
das bayerische Gesamtminifterinm einstim .
uti « beschlossen habe, es sei nicht in der Lage ,
dem Ersuchen des Reichsinnenministers , das allgemeine bahe-
rische Uniform » « rbot aufzuheben , zu entsprechen,
« nd zwar aus rechtlichen und sachlichen Erwägungen .

Dr. Held erklärte weiter , rechtlich sei auf Grund der Poli -
zeihoheit der Länder das Recht der Länder nach Maßgabe der
landesrechtlichen Bestimmungen unbestritten . Tatsächlich seidas Ersuchen des Reichsinnenministers auch nicht aus recht-
glichen, sondern aus politischen Erwägungen begründet ( Hörtl
Hört ! - Rufe ) . Der Ausschluß der Parteiuniformen in Bayern
Habe sich als Mittel zur Aufrechterhält »« « von Ruhe und
Ordnung bewährt . Die bayerische Regierung weise den Bor -
Wurf weit von sich, daß sie mit politischen oder polizeilichenVerboten eine nationale Bewegung unterdrücken möchte . Der
weitaus größte Teil der bayerischen Bevölkerung , der an sei-
mer nationalen Gesinnung nicht deuteln lasse, wolle aber keine
Austragung der politischen Gegensätze auk der Straße .

Die Rechtsgrundlage der bayerischen Anordnungen — so er¬
klärte der bayerische Ministerpräsident — ist unbestritten . Di «
Verordnung des Reichspräsidenten vom 16. Juni 1932 hat sich
darauf beschränkt , das bisherige reichsrechtliche Uniformverbot
jiind die mit der Verordnung des Reichspräsidenten vom 28.
ÄK' ärz 1981 schon früher geschaffene besondere reichsrechtliche
Grundlage für landesrechtliche Uniformverbote aufzuheben .K?nmit wurde reichSrechtlich der Zustand wieder hergestellt ,
jtvie er bis zu der genannten Verordnung vom 28. März 1931
gestanden hat . Mit keinem Wort kommt in der neuen Be¬
iordnung vom 14 . Juni 1982 eine Willensmeinung des Herrn
vieichspräsidenten als Notgesetz dahin zum Ausdruck , Sah mit
dem
verböte ausgeschlossen sein sollten . Stach dem früheren , jetzt
Wieder geltenden Rechtszustand , war und ist mangels einer
Entgegenstehenden reichsrechtlichen Regelung die Berechtigung
der Länder auf Grund ihrer Polizeihoheit ein Verbot für das
Tragen von Uniformen zu erlassen , in keiner Weise Zweifel »
Haft .

Es muß zugegeben werden , daß es der bayerischen Regierung
in den letzten acht Jahren gelungen ist, trotz der Zuspitzung
der politischen Gegensätze Gewalttaten in größerem Umfange
au verhindern und vor allem auch die Straße als öffentliches
Verkehrsmittel für alle von größeren Ausschreitungen und
Verkehrsstörungen frei zu halten . Als besonders wirksames
Mittel zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Vermei -
düng von Ausschreitungen hat sich in Bayern der Ausschluß
der Parteiuniform aus der Öffentlichkeit bewährt . In kaum
einem anderen Gebiete des Reiches sind dank der Maßnahmen
der bayerischen Staatsregierung so wenig blutige Zusammen -
stöße vorgekommen , wie gerade in Bayern .

Die bayerische Regierung weist den Vorwurf weit von sich,
daß sie durch polizeiliche Verbote „eine nationale Bewegung
unterdrücken " möchte . Der weitaus größte Teil der bayeri «
scheu Bevölkerung will aber in der jetzigen schweren Zeit von
dem Austragen der politischen Gegensätze auf der Straße
nichts wissen, weil dadurch Leben und Sicherheit der Staats -
bürger gefährdet , die politische Zerrissenheit des deutschen Vol -
Des vertieft , das Wirtschaftsleben noch schwerer erschüttert und
die Not der Massen noch mehr vergrößert wird . Aus diesen
Gründen müssen von allen politischen Richtungen gewisse
Dpfer bei der Betätigung und dem Bekenntnis
!khrer Gesinnung auf öffentlichen Straßen und Plätzen ge-
bracht werden . Die Gefahr eines gewaltsamen Umsturzes ,
durch den das Reich in seiner schweren Lage tödlich getroffen
tvecden müßte , könnte sonst auch gegen den Willen der poli¬
tischen Führer heraufbeschworen werden .

Die Verantwortung zu Entschlüssen , wie sie die Reichs -
regierung verlange , sei so schwer , daß sie die bayerische
>Staatsregierung denjenigen überlassen müsse , die auf der
Durchführung solcher Beschlüsse bestehen wollen .

Zum Schluß der Regierungserklärung gab der Minister -
Präsident bekannt , daß er dem Reichspräsidenten heute die
Stellungnahme Bayerns in einem besonderen Schreiben mit -
geteilt habe , in dem betont wird , daß die bayerische Staats -
regierung auf dem Boden der Reichsverfassung sei und bleibe ,
wie sich auch die bayerische Bevölkerung von keinem anderen
Reichsteil in der Treue zum Reich übertreffen lasse.

Das Haus » ahm dann in Abwesenheit der ausgeschlossenen
« ationalsozialiften « nd der der Sitzung ferngeblieben ««
dentschnationalen Abgeordneten mit alle « gegen die
Etimmen der Kommunist « « eine von dem Abg.
W o h l m u t h kBayr. Boltsp .) verlesene Entschließ « » >
«n . die ausspricht, daß der Bayer . Landtag die Staatsregie -
rung « it aller Entschiedenheit in dem Bestrebe »
unterstützt , de« inneren Frieden z« gewährleiste « . Der
Bayer . Landtag b i lligt es . daß die bayerische Staatsregie ,
rung an den von ihr erlassenen Verboten festhält ,
st» gegen Eingriff « d « S Reiches mit dem Ziel der
Aufhebung dieser Verbote wendet , und daß sie entschlossen ist,Terr « r und Gewalttätigkeiten mit alle «
Machtmittel « abzuwende «.

*
. ? a für morgen Sonntag in München wiederum national -
sozialistische Demonstrationen angekündigt werden , so macht

Letzte Nachrichten
pause tu Lausanne

Eine Unterredung mit dem Reichsaußenminister
ERB . Paris , 25. Juni . <Prw .- Tel .) Der Sonderkorre¬

spondent de» „Petit Parisie »" i« Laufanne hatte ei«e U « »
terredung mit ReichSauße» mi» ister » » « Neurath .
Dieser erklärte, dem Korrespondenten »«folge , jed«r erk«« ne
a«, daß Deutschland nicht zahle« könne. Das deutsche Volk,
das durch die Krise mitgenommen sei, sei nicht « « r « « -
fähig , künftig jene finanziellen Anstrengungen zu
machen, sondern es sei überzeugt, daß .es sie überhaupt nicht
mehr machen könne .

Jeder leitende Staatsmann Deutschlands , der noch von
Reparationen sprechen würde , selbst für eine mehr oder min -
der ferne Zukunft , würde das Risiko laufen , hinweggefegt
zu werden . Aus diesem Grunde sehe sich die deutsche Dele¬
gation in Lausanne gezwungen , die These der absoluten
Annullierung zu verteidigen . Der Uoungplan sei in Deutsch-
land so unvolkstümlich geworden , daß jede Wiederaufnahmeder Doungzahlungen , auch wenn sehr abgemildert , von der
öffentlichen Meinung in Deutschland als unzulässig ange -
sehen werden würde . Um nicht in eine Sackgasse zu geraten ,
müsse man etwas anderes suchen. Es wäre vielleicht möglich ,die Lösung in einer sehr weitgehenden wirtschaftlichen Zusam -
menarbeit der Gläubigernationen Deutschlands zu finden .
Diese wirtschaftliche Zusammenarbeit könnte sich auf verschie -
denen Gebieten auswirken und alle greifbaren Kompensatio -
nen liefern .

Zwischenbilanzen
WTB . London , 25. Juni . (Tel .) Die Zwischenbilanzen ,

welche die Korrespondenten der englischen Presse in ihren Be -
richten aus Lausanne ziehen , sind vorsichtig, aber keineswegs
hoffnungslos .

ßerst schwierig sei. Er habe bereits ein gut Teil nachgegeben
und sei zweifellos bereit , noch weiter nachzugeben . Niemand
hier glaube , daß Deutschland jemals wieder Reparationen zah -
len werde. Aber es sollte, wenn auch nur um des Prinzip ?
willen , einer Pauschalzahlung zustimmen und so die franzö -
fische Öffentlichkeit besänftigen .

*
WTB . Paris , 25. Juni . (Tel . ) Der Havas -Vertreter gibt

über die verschiedenen Unterredungen , über die Positives nicht
verlautet , ein stimmungsmäßige3 Urteil , das wohl auf niaß -
gebende französische Delegationskreise zurückzuführen ist, und
in dem u . a . gesagt wird , man glaube allgemein , daß die deut¬
schen Minister am Montag praktische und vollständige Schluß -
folgerungen ihres Exposes vorlegen werden .

Dem „Matin " wird aus Lausanne berichtet , in italienischen
Kreisen sei man der Ansicht, daß die Konferenz am Donnerstag
bereits eine neue Vollsitzung abhalten könne . In dieser Sit -
zung könnte bereits der Antrag auf Vertagung der Konferenz
bis 31. Oktober gestellt werden . Während der Verhandlung ? -
pause würden die technischen Arbeiten innerhalb der beiden
vorgesehenen Ausschüsse fortgesetzt werden .

Reichskanzler von Paven reiste am Freitagabend von
Lausanne nach Berlin . Er wird wie Herriot am Montag wie¬
der in Lausanne erwartet . In Berlin soll am heutigen Sams¬
tagnachmittag eine Kabinettssitzung stattfinden , in der auch die
innenpolitische Lage und der Konflikt mit den Ländern behan -
delt wird . Man rechnet mit einer Entscheidung des Reichs »
kabinetts erst am Dienstag .

Gruß des Reichskanzlers an Dr. v. Hieber . Der Reichs -
kanzler hat dem früheren württembergischen Staatspräsiden -
ten )Dr. v. Hieber anläßlich der Beendigung seines 70 . Le -
bensjahres zugleich im Kamen der Reichsregierung in einem
Telegramm herzliche Glückwünsche ausgesprochen .

Der Hauptausschuß des Reichsverbandes der Deutschen In -
dustrie trat am Freitag in Berlin zu einer Sitzung zusammen
und nahm zu den neuen gesetzgeberischen Notmaßnahmen
Stellung . Der Verband trat mit Nachdruck für die Aufrecht -
erhaltung des privatwirtschaftlichen Systems sin .

Sammlung der Mitte gescheitert . Der Arbeitsausschuß zur
Bildung einer zusammenfassenden bürgerlichen Partei hat eine
Erklärung veröffentlicht , in der er feststellt , daß die Bestrebun -
gen zur Sammlung noch nicht den gewünschten Erfolg gebracht
haben .

Der Streit im Württembergifche» La «dtag wege « der Uni -
form . In der dritten Sitzung des Würtembergischen Landtag »
am Freitag wurden alle Anträge bezüglich d«s Uniformtragens
sowie der kommunistische Antrag , wonach der Landtagspräsi -
dent nicht mehr das Vertrauen des Hauses besitzt, einem Unter -
auSschuß für Geschäftsordnungsfragen überwiesen . Die nächst«
Sitzung findet am Dienstag statt .

Ein deutsch - bulgarischer Handels - «nd SchiffahrtSvertrag
wurde in Sofia unterzeichnet , der beiden Ländern daS Recht
der Meistbegünstigung einräumt .

Wird v. Bomhard freigelassen ? Die „Saar - Pfalz " au »
Neustadt a. d. H. glaubt zit wissen, es sei durch diplomatische
Verhandlungen erreicht worden , daß der von den Franzosen
verhaftete Oberforstmeister v . Bomhard am Montag in Metz

eine amtliche Mitteilung darauf aufmerksam , daß das Uni -
form - und Aufzugsv -rbot in Bayeri , unverändert in Geltung
sei und die Polizei im ganzen Land allen Zuwiderhandlungen
dagegen mit Nachdruck entgegentreten werde .

» Sur volttischen Lage

Hoovers Botschaft
ES gibt wohl keinen Politiker in Europa , der den Ernst

und die Bedeutung der letzten Botschaft des amerikani -
schen Präsidenten Hoover unterschätzt . Wenn sich Amerika
in einer so kritischen Stunde zu einem so aufsehe, «erregen -
den Schritt entschließt , dann darf man sicher sein , daß er
reichlich überlegt wurde , und daß er getan wurde mit der
festen Absicht, nun auch wirklich eine Lösung des Repara -
tions - und Abrüstungsproblems herbeizuführen oder aber
in Zukunft Europa sich selbst zu überlassen .

Herr Hoover dürfte von seinem Standpunkte aus den
Vorschlag , den er der Welt und der Abrüstungskonferenz
in Genf unterbreitet hat . als ein Kompromiß betrachten .
Denn er weiß nur zu gut , daß dieser sein Vorschlag (Re-
duzierung sämtlicher Rüstungen um ein Drittel ) in seiner
praktischen Wirkung nicht entfernt an das heranreicht , was
der Friedensvertrag von Versailles den Völkern zur Pflicht
macht, nämlich die Abrüstung bis auf einen Stand , wie er
zur Zeit in Deutschland gilt . Aber man wird sich in Ame¬
rika wohl davon überzeugt haben , daß im Augenblick ein
solcher Beschluß in Genf unmöglich wäre . Andererseits
hält man in Amerika — und mit vollem Recht — ein Be -
harren bei der jetzigen Politik des Wettrüstens für ebenso
unmöglich . Deshalb hat Hoover eine mittlere Linie zu
finden gesucht , und er glaubt sie in seinem Vorschlag ge-
sunden zu haben .

Was vom deutschen Standpunkt aus zu seiner Botschaft
zu sagen ist , haben wir bereits vorgestern an dieser Stelle
vorgetragen . Deutschland wird und kann den Vorschlaa
sich nach seiner Verwirklichung ergebende Rüstungsstärke .
Schema auch für uns gilt , wenn uns also die volle Gleich,
berrchtignng zuteil wird . Praktisch würde das darauf hin -
auslaufen , daß wir als ein Volk von 65 Millionen min -
bestens die gleiche Rüstung beanspruchen dürfen , wie
Frankreich mit seinen 49 Millionen , zu denen man dann
allerdings noch die Bevölkerung der Kolonien nach einem
besonderen Berechnungsmodus hinzuzuzählen hätte .

Einstweilen sind wir aber noch gar nicht so weit , der-
artige Schlußfolgerungen des Hooverschen Vorschlags of»
fiziell erörtern zu können . Zunächst handelt es sich um
die viel wichtigere Frage , ob Frankreich überhaupt geneigt
ist , auch nur jene von Hoover vorgeschlagene Reduzierung
der Rüstungen

' um ein Drittel hinzunehmen oder nicht.
Die Veröffentlichung der Hooverschen Botschaft £>at in

Genf wie ein Bombenschlag gewirkt . Und dies um so
mehr , als kurz zuvor die Rede davon war , daß die Dele -
gierten Frankreichs , Englands und Amerikas sich in Son -
derbesprechungen über eine neue Rüstungsbeschränkungs -
Methode „beinahe " geeinigt hätten . Wenn man sich ver-
gegenwärtigt , wie entsetzt ein Teil der französischen Dele -
gation über den Vorschlag Hoovers war , kann man sich
ungefähr vorstellen , wie diese Einigung ausgesehen haben
würde : sie würde sicherlich so gut wie nichts bedeutet ha-
ben im Sinne einer wirklichen Rüstungsverminderung .

Aus Frankreich schauen auch jetzt wieder einmal die Au -
gen der ganzen Welt . Eine schicksalsschwere Entscheidung
ist in die Hand des französisch«« Kabinetts und seine»
Ministerpräsidenten Herriot gelegt . Es ist durchaus rich -
tig , wenn man darauf hinweist , daß das französische Ka-
binett den glatten Bruch mit der Generalität seines Lan -
des riskieren müßte , sowie es den Hooverschen Vorschlag
annimmt . Aber die Mehrheit des Volkes würde deshalb
vielleicht doch auf feiten des Kabinetts stehen . Denn dle
Stimmung der Mehrheit der Bevölkerung in Frankreich
scheint durchaus nicht mit den Ideen des Nationalismus
und Chauvinismus zu harmonieren . Und im Notfall «
sollte sich Herr Herriot daran erinnern , daß der größte
seiner Vorgänger . Clemenceau . nicht einen Augenblick ge -
zögert hat . auch den berühmtesten Generälen , wie z. B .
ein« m Foch , den Willen der Regierung aufzuzwinaef ,
wenn er dies für nötig hielt .

Abrüstung und Schuldenproblem

Natürlich ist der Hooversche Vorschlag politisch aufs
engste verknüpft mit den Gedankengängen , von denen sich
Washington in der Frage der Reparationen und inter¬
alliierten Schulden leiten läßt . Man hat sich in Washing -
ton einmal ausgerechnet , was die Regierungen und die
Völker der Welt sparen würden , wenn sie mit der Ab¬
rüstung oder doch wenigstens mit einer durchgreifenden
Rüstungsbeschränkung Ernst machten . Die Summe , di«



bei d« Durchführung deL Hooverschen Borschlags zu er-

sparen wäre , beziffert sich aus 4K—50 Milliarden Reichs¬
mark ! Es versteht sich ganz von selbst, daß angesichts einer

jso ungeheuren Ersparnis die Summe der Reparationen
und interalliierten Schulden kaum noch eine Rolle spie-
len könnte ; zumal jene 40—50 Milliarden in jedem Etat -

Zahre gespart würden , während die Reparationen und

Schulden einen Betrag darstellen , der in seiner Gesamt -

Iheit nur einmal zu zahlen ist. Frankreich würde bei einer
Verminderung seiner Rüstung um ein Drittel solche Rie -

!senbetrage ersparen , daß , verglichen damit , etwaige Re -

parationsannuitäten kaum noch ins Gewicht sallen wür -
den . Die Ersparnis dieser Summen aber liegt durchaus
im Bereich des Möglichen ; Frankreich braucht nur dem
Vorschlag Hoovers zuzustimmen , und die Sache ist ge -

macht . Die Reparationen dagegen stellen Beträge dar ,
die nur noch in der Fantasie einzelner unbelehrbarer Po -
litiker harumspuken . Vielleicht kann man auf dem Blatt
Papier mit diesen Reparationsbeträgen noch dieses oder
-jenes Manöver vollführen , praktische Bedeutung haben sie
nicht mehr , da sie doch nicht gezahlt werden können .

Für eine Taube auf dem Dach , die doch eines Tages
davonflattern wird , legt Herr Hoover den Franzosen eine
dicke Gans in die Hand . Werden die Franzosen sie an -
nehmen ? Man weiß es nicht. Bisher wollte die sranzö -
sische Politik den Spatzen , die Taube , die Gans und noch
einiges fettes Viehzeug dazu . Aber das ist ja wohl gerade
der Sinn der weltpolitischen Entwicklung der letzten Zeit ,
daß Frankreich immer mehr und mehr darüber belehrt
wird , daß sür derartig ausschweifende Wünsche heute kein
Raum mehr vorhanden ist.

Die Völker der Erde , vor allem aber die Völker Euro -

pas , wären von allen guten Geistern vexlassen> wenn sie
die glänzende Gelegenheit , die ihnen

^
der Vorschlag

Hoovers darbietet , zurückweisen würden . Wir wissen
nicht , ob überall die Botschaft Hoovers in ihrem Wortlaut
veröffentlicht worden ist , ob man überall Kenntnis davon
bekommen hat , daß dieser Vorschlag , wenn er realisiert
würde , eine Ersparnis von 40—50 Milliarden Reichs-
mark erbringen würde . Wir wollen hoffen , daß die
Presse Europas ihre Leser genau und sorgsam unter -

richtet hat . Dann aber wird die Folge wohl nur die
sein können , daß ein jeder Bürger eines jeden Landes
von seiner Regierung verlangen wird , diese Ersparnis -
Möglichkeit auszunutzen . Tie Vasallenstaaten Frank -

reichs sind, wie jedermann weiß , bankerott . Und sie ver -
danken das den unsinnigen Rüstungsausgaben , mit denen
sie die französische Hegemoniepolitik beglückt. Minde -
stens ein Drittel dieser Ausgaben würde sortfallen , wenn
Hoovers Plan Wirklichkeit wird . Die Etats jener Staa -
ten würden wieder in ein ordentliches und ehrliches
Gleichgewicht gebracht werden können . Die Valuta würde

Hooverschen Vorschlags sehr bald wieder regen würde ,
würde auch der Wirtschaft zugute kommen .

Tie deutsche Politik liegt in allen diesen Fragen völlig
klar am Tage . Unsere Delegation hat in Genf und
Lausanne den deutschen Standpunkt bis jetzt mit allem
Nachdruck und mit allem Geschick vertreten . Daß Reichs-
kanzler von Papen und Reichsaußenminister von Neu -
rath sich bei alledem immer wieder bemühen , auf dem
direkten Wege gute und nützliche Beziehungen positiver
Art zu Frankreich herzustellen , das ergibt sich aus den
Meldungen der letzten Tage . Diese kluge Politik wird
zum mindesten den einen Vorteil haben , daß sie stim-
mungsmäßig für uns arbeitet und den sührenden sran -
zösischen Politikern zeigt , daß Teutschland wirklich nicht
im entferntesten daran denkt , durch kriegerische Gelüste
Frankreichs sogenannte „Sicherheit " zu bedrohen , son-
dern froh ist, wenn man seine eigene Sicherheit nicht
antastet und ihm auf der Basis der Gleichberechtigung
nun endlich die Möglichkeit gibt , sich wieder aufzurichten
und zu gesunden . Leider haben die Besprechungen der
letzten Tage noch keine Erfolge gezeitigt . Sie werden
Anfang nächster Woche sortgesetzt werden , wenn Herr
von Papen und Herr Herriot wieder in Lausanne sind.

Innere Politik

Auf der Konferenz der Innenminister in Berlin ha -
ben die Vertreter der süddeutschen Länder die Reichs-
regierung nochmals eindringlich davor gewarnt , in der
nachsichtigen, ja offenkundig freundlichen Beurteilung der
Nationalsozialisten noch weiter zu gehen und nunmehr
auch die Aufhebung des Uniformverbots zu erzwingen .
Sie haben jede Verantwortung für die Folgen des poli -
tischen Kurses abgelehnt , den die Reichsregierung ein -
geschlagen habe .

Ter Reichskanzler ist sür Samstag und Sonntag nach
Berlin zurückgekehrt , so daß also vor Montag oder Tiens »
tag keine Entscheidung darüber zu erwarten ist, was das
Reichskabinett für den Fall zu tun gedenkt , daß einzelne
Länder sich weigern , das Uniformverbot aufzuheben .
(Wir erhalten soeben die telephonische Nachricht aus
München , daß die bayerische Regierung , wie Minister -
Präsident Dr. Held im Landtag erklärte , es in aller Form
abgelehnt hat , für Bayern das Uniformverbot aufzu -
heben .)

Bei dem ganzen Konflikt dreht es sich natürlich nach
toie vor um die Frage der Einstellung zur National -
sozialistischen Partei . Das Reichskabinett von Papen
bleibt bei der Ansicht, daß diese Partei legal sei , daß sie
für den Staat keineswegs eine Gefahr bedeute , und daß
man alles versuchen müsse, um zusammen mit ihr ver¬

antwortliche Staatspolitik zu treiben . Der Reichsinnen »
minister , Herr von Gayl , der in der Konferenz in Ber -
lin durchaus versöhnlich zu wirken bestrebt war und alle
Schärsen zu vermeiden suchte, hat dennoch klar erkennen
lassen , daß auch er diese Auffassung der Reichsregierung
vollkommen teilt . Und - ihr entspricht demnach auch die
praktische Politik , die das Reichskabinett bzw . das Reichs --

innenministerium für gut befindet . Allem Anschein nach
billigt der Reichspräsident , Herr von Hindenburg , diese
Politik . Denn man rechnet damit , daß Anfang nächster
Woche eine neue Notverordnung des Reichspräsidenten
herauskommen wird , die unter Ignorierung der Polizei -
Hoheit der Länder die Aufhebung des Uniformverbots
reichsrechtlich anordnet . Die Anrufung des Staats -
gerichtshofs wäre dann zu erwarten .

Inzwischen haben die Kommunisten eine außerordent -
lich beunruhigende Tätigkeit entsaltet . Gewiß gibt diese
Tätigkeit allen denen Recht, die von vornherein darauf
aufmerksam gemacht haben , daß die Aufhebung des
SA . -Verbots zu neuen Tumulten führen würde . Aber
man darf auch nicht außer acht lassen , daß diese Tätigkeit
auch für alle diejenigen Kreise Wasser auf die Mühle be-
deutet , die schon lange den Gedanken einer rücksichtslosen
Bekämpsung des Kommunismus befürworten und mit
solchen Gedankengängen sicherlich bereits starken Eindruck
auf den Reichspräsidenten gemacht haben .

AmneMeseseb in PveuSen angenommen
Eine stürmische Dauersitzung

Im Preußischen Landtag wurde am Freitag das Amnestie »
gesetz im wesentlichen in der Fassung der zweiten Lesung ge-
gen die Stimmen des Zentrums und der Sozialdemokraten
endgültig verabschiedet . Gleichzeitig wurde das Staatsmini -
sterium in einer Entschließung ersucht , eine Unterbrechung
bzw . Aufhebung der Strafvollstreckung sofort herbeizuführen
für die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Einstellung
gelangenden Strafsachen . Auf die Reichsregierung soll im
Sinne des Erlasses eines ähnlichen Amnestiegesetzes hinge -
wirkt werden . Das Amnestiegesetz erlangt erst Rechtskrast ,
wenn der Staatsrat auf einen Einspruch verzichtet . Der
Staatsrat tritt am Freitag nächster Woche zusammen , um sich
mit dem Gesetz zu beschäftigen .

Bei der Abstimmung über das Arbeitsbeschaffungspro -
gramm wurde im Preuh . Landtag der Antrag des Hauptaus -
schusses, der das Staatsministerium auffordert , sofort die Ar -
beitsdienstpflicht einzuführen , mit 200 gegen 198 Stimmen
abgelehnt .

Im übrigen war es eine stürmische Dauersitzung , die als
letzte vor der Vertagung bis zum 6. Juli , der Erledigung
einer sehr umfangreichen Tagesordnung galt . Auf national -
sozialistischen Antrag wurde ein Untersuchungsausschuß unter
der Bezeichnung „Chicago - Ausschuh Bernhard Weiß " einge -
setzt , der die Berliner Polizei überprüfen soll und die Vor -
würfe gegen den Polizeivizepräsidenten Dr . Weiß , wonach er
finanziell an Spielklubs beteiligt und eifriger Spieler fein
soll. Die Annahme des Gesetzes über die umfangreiche poli -
tische Amnestie erfolgte in der gemilderten Fassung , wonach
schwere Perbrechen, insbesondere gegen das Leben , schwerer
Raub und Körperverletzung ^ Landesverrat usw . nicht amne -
steuerung aller Einkommen über 12 000 RM . wurde mit 141
Stimmen der Sozialdemokraten und Kommunisten gegen 45
Stimmen der Deutschnationalen und anderen Rechtsgruppen
bei 34 Enthaltungen aus dem Zentrum angenommen ; die
Nationalsozialisten beteiligten sich nicht an der Abstimmung .

' Nach mehr als 18stündiger Sitzungsdauer vertagte sich der
Landtag erst heute , Samstag , um 5.30 Uhr morgens .

*
Beschlagnahmung des „Angriff " . Das Gericht hat die Frei -

tagnummer des nationalsozialistischen Berliner „Angriff " we-
gen Angriffe gegen den Berliner Polizeipräsidenten und den
Poliz ^ ivizepräsidenten beschlagnahmt . Das Blatt hatte u . a.
die Behauptung aufgestellt , daß der Polizeivizepräsident Weiß
die Kriminalpolizei angewiesen habe , in Spielklubs begangene
strafbare Handlungen nicht zu verfolgen . Polizeivizepräsident
Dr. Weiß hat Strafantrag gestellt .

„Goethe - Universität " Frankfu « a . M . Die Frankfurter
Universität veranstaltete heute , Samstag , eine Goethe -Feier ,
bei der bekanngegeben wurde , daß die Frankfurter Univer -
fität fortan den Namen „Goethe - Universität " führen werde .

Ter Besitz der Stadt Koben wird freihändig verkauft . Der
Besitz der in Konkurs geratenen Stadt Köben an der Oder
soll freihändig versteigert werden . Zum Verkauf stehen u . a.
Acker , Wiesen und Baugelände , einige kommunale Betriebe
und der städtische Park .

Poincare will wieder für den Senat kandidieren. „Matin "
berichtet , daß Poincare beabsichtigen soll, bei den im Oktober
stattfindenden Teilwahlen für den Senat wiederum zu kandi¬
dieren , obwohl ihm sein Gesundheitszustand in der letzten Zeit
nicht erlaubte , sein Mandat auszuüben .

Eintritt der Türkei in den Völkerbund. In Völkerbunds -
kreisen rechnet man mit dem bevorstehenden Eintritt der Tür -
kei in den Völkerbund .

putzt die Nieren
überlanger

Adelheidquelle
— ein richtiges Heilwasser für die

Nieren — müssen Sie mal versuchen .
Sie bekommen sie überall . Den inter¬

essanten Prospekt mit frappanten
ärztlichen Gutachten schickt Ihnen

kostenlos die
Mineralbrunnen A.-G.

Bad überkingen

Gen . - Vertr . : Bahm & Bassler , Mineralbr . - Vertrieb , Karlsruhe ,
Zirkel 30, Telefon 255.

kleine Sbvonik
In Dortmund wurde ein mit 30 Nationalsozialisten besetz -

ter Lieferwagen umgeworfen , wodurch fünf Insassen schwer,
die übrigen 25 leichter verletzt wurden .

Ein verwegener Überfall wurde heute , Samstagvormittag ,
auf ein Bankhaus in der Jägerstratze in Berlin ausgeführt .
Zwei Männer , mit Pistolen bewaffnet , drangen in den Kaf -
senraum ein , hielten die beiden Kassierer mit den Revolvern
in Schach und plünderten einen offenstehenden Geldschrank .
Mit ihrer Beute in Höhe von 2000 RM . entkamen sie im
starken Verkehr .

Badlsclier Teil
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Bon zuständiger Seite wird uns geschrieben:
Di « gesetzlichen Leistungen der Invalidenversicherung , di«

in den letzten Jahren wiederholt eine Erhöhung erfahren ha-
ben, können infolge des durch die große Arbeitslosigkeit ver»

ursachten erheblichen Rückgangs der Beiträge bis auf weiteres
in der bisherigen Höhe nicht mehr weitergewährt werden.
Durch Verordnung des Reichspräsidenten vom 14. Juni 1932
werden daher die laufenden Renten vom 1 . Juli 1932 an ge»

kürzt, und zwar
die Invalidenrenten um monatlich 6 Reichsmark,
&ie Witwen - und Witwerrenten um monatlich 5 Reichsmark,
di« Waisenrenten um monatlich 4 Reichsmark für jede

Waise .
Die . Zahlungsempfänger wollen dies bei Ausstellung der

Empfangsscheine berücksichtigen. Beispielsweise ist ein Renten -

empfangsschein über eine Invalidenrente im bisherigen Betrag
von 40 RM . künftig auf 34 RM . auszustellen , ein solcher über
eine Waisenrente für 2 Kinder über bisher 32 RM . aus
24 RM . <32 — 8) .

Teilrenten , das sind Renten , die in Teilen an mehrere
Empfänger , oder die auf Grund von Ruhensvorschriften in

gekürzten Beträgen an einen und denselben Empfänger ge -

zahlt werden , kürzen di« Postämter nicht . Bezüglich dieser
Renten fällt eine besondere Prüfung nötig , ob und inwieweit
eine Kürzung auf Grund der neuen Notverordnung vorzu»

nehmen ist ; gegebenenfalls geht den Rentenempfängern iP
den nächsten Tagen eine besondere Mitteilung des Versiche»

rungsträgers wegen der Kürzung zu.
Die nach dem 30. Juni 1932 beantragten Renten unter

liegen ebenfalls der Kürzung , und zwar werden :
als Grundbetrag der Invalidenrente 84 RM . (statt bis -

her 168 RM .).
als Kinderzuschütz 90 RM . ( statt bisher 120 RM . für

jedes Kind )
gewährt . Reichszuschutz und Steigerungsbeträge werden in

bisheriger Höhe weiterbewilligt .
Der Anteil der Versicherungsanstalten beträgt für die nach

dem 30. Juni 1932 beantragten
Witwen - und Witwerrenten fünf Zehntel (statt bisher

sechs Zehntel ) und für die
Waisenrenten vier Zehntel (statt bisher fünf Zehntel )

« es Grundbetrages und der Steigerungsbeträge der Invaliden '

rente .

Ächtet auf den ^ avtoffelVafev !

Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitge -
teilt :

** feit j fiw£>
in Frankreich eingenistet hat , hat sich im vergangenen Jahr
dort auf weiten Flächen ausgebreitet . Der Schädling ist weit
bis zum Osten vorgedrungen und bedroht dadurch die West -
grenze Deutschlands . Wenn die Ausbreitung des Kartoffel -
käfers in diesem Jahr in dem gleichen Tempo fortschreitet , so
ist damit zu rechnen , daß der Schädling die Grenze erreicht
und die deutsche Landwirtschaft in eine ungeheuere Gefahr
bringt ; insbesondere ist das Land Baden als Grenznachbar
von Frankreich in erster Linie bedroht .

Es ist daher Pflicht der gesamten Bevölkerung , die Kar -
toffelfelder sowie auch die gärtnerischen Pflanzen auf das
Vorhandensein des Käfers oder seiner Larven bzw . Eiablagen
zu beobachten. Die ungeheuere Gefahr der Kartoffelkäfer
kann nur dann erfolgreich bekämpft werden , wenn das even¬
tuelle Auftreten des Schädlings in Deutschland im Keime er »
stickt wird . Bei stärkerer Ausbreitung wären sonst die Schä -
den unermeßlich und die Bekämpfung würde die Produktions »
kosten der landwirtschaftlichen und gärtnerischen Produkte so
steigern , daß eine Rentabilität unmöglich wäre . Es wird be<?
sonders darauf aufmerksam gemacht , daß nach der Verord -
nung über die Bekämpfung des Kartoffelkäfers vom 13. März
1925 das Auftreten des Kartoffelkäfers oder die Beobachtung
jeder verdächtigen Erscheinung dem zuständigen Bürgermeister -
amt sofort anzuzeigen ist . Die Bezirksämter und Gemeinde -
behörden sind mit Aufklärungsschriften , in denen farbige
Abbildungen über den Schädling enthalten sind , versehen «
Weitere Auskunft erteilt die Pflanzenschutzhauptstelle beim
Badischen Weinbauinstitut in Freiburg und die badischen Lam
desökonomieräte .

Sandel und W -ivts - batt

Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 23 . Juni 1932 hat
sich in der verflossenen Bankwoche der Umlauf an Reichsbank »
Noten um 98,5 Mill . auf 3716,9 Mill . Reichsmark , derjenige
an Rentenbankfcheinen um 3,5 Mill . auf 397,3 Mill . Reichs -
mark verringert . Die Bestände an Gold und deckungsfähigeir
Devisen haben sich um 3,1 Mill . aus 961,4 Mill . Reichsmark
erhöht . Im Einzelnen haben die Goldbestände um 0,9 Mill .
auf 823,4 Mill . Reichsmark und die Bestände an deckungs -«
fähigen Devisen um 2,2 Mill . auf 138,0 Mill . Reichsmark zu «
genommen . Die Deckung der Noten durch Gold und deckungs --
fähige Devisen beträgt 25,9 Proz . gegen 25,1 Proz . in der
Vorwoche .

Neue Richtlinien für die Devisenbewirtschaftung . Im „Deut --
sehen Reichsanzeiger " werden die neuen Richtlinien für di»
Devisenbewirtschaftung veröffentlicht , die an die Stelle de»
Richtlinien vom 29. Dezember 1931 treten .

Wetterbericht der Bad . Landeswetterwarte , Karlsruhe , vom
Samstagmorgen : Die östlich von Island vorgedrungene Zy^
klone ist heute morgen über Skandinavien angelangt . Wi «
werden die leicht unbeständige und kühle Witterung auch mor >>
gen behalten . Boraussage : Im wesentlichen Fortdauer de»
kühlen , leicht unbeständigen Witterung .

< 1
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100 Jahre Gefangenenfürsorge

in, Amtsgerichtsbezirk Karlsruhe
Die Badische Gefangenenfürsorge hat am 24. Mai d . I . in

Heidelberg die Feier ihres hundertjährigen Bestehens begangen.Die Bevölkerung der Landeshauptstadt wird verstehen, wenn
dieser Tatsache auch innerhalb der Mauern von Karlsruhe ge-
dacht wird ; nicht nur , weil Karlsruhe der Sitz des BadischenLandesverbandes für Jugendschutz, Gerichtshilfe und Gefan -
genenfürsorge ist, sondern auch deshalb, weil der KarlsruherBezirksverein für Jugendschutz, Gerichtshilfe und Gefangenen -
fürsorge der einzige Berein in Baden ist, der auf eine ununter -
brochene hundertjährige Arbeit zurückblicken kann. Am Diens -
tag , den 28. d . M ., 20 Uhr , findet aus diesem Anlaß im Schwur-
gerichtssaal (Stephanienstraße 3) ein Werbeabend des hiesigenBezirksvereins für Jugendschutz, Gerichtshilfe und Gefangenen -
fürsorge statt. Der Medizinalreferent für Jugendwohlfahrt im
Justizministerium , Obermedizinalrat Professor Dr. Gregor ,wird über „Zeitgemäße Aufgaben in der Fürsorge für Krimi-nelle und Verwahrloste" sprechen» Prof . Dr. Gregor war langeJahre Direktor des Erziehungsheimes Schloß Flehingen . Seine
Erfahrungen in der Praxis sind ebenso anerkannt , wie seine
wissenschaftlichen Fähigkeiten. ^Der Vortrag darf daher das
Interesse der Fachwelt wie der Allgemeinheit erhoffen lassen .Die Veranstaltung wird gleichzeitig Gelegenheit geben , der Of-
fentlichkeit einiges über die Geschichte der Gefangenenfürsorgeim Amtsgerichtsbezirk Karlsruhe mitzuteilen . Zahlreicher Be-
such ist erwünscht. Der Eintritt ist unentgeltlich.

Politische Ausschreitungen
Der Polizeibericht meldet: Heute nacht 12 Uhr kam es in

der Altstadt wiederholt zu Störungen der öffentlichen Ruheund Ordnung . Einige Nationalsozialisten, die von einer Ver-
fammlung in der alten Brauerei Höpfner zurückkehrten , wurden
Ecke Walichorn - und Durlacher -Straße von einer Gruppe vonKommunisten beschimpft und angegriffen . Dabei wurden zwei
Nationalsozialisten durch Revolverschüffe leicht verletzt , ein
Dritter erhielt einen Steckschuß in die Schulter . Der Täter
ging flüchtig . Ein Kommunist, der zwei größere Steine als
Wurfgeschosse in der Tasche trug , wurde festgenommen. Inder Kaiserstraße mußte die Polizei einschreiten, um einen
Motorradfahrer in Schutz zu nehmen, der von mehreren Na-
tionalfozialisten verfolgt wurde.

Im Anschluß an eine Versammlung der Nationalsozialisten
. Grötzingen, kam es in den ersten Morgenstunden zwischen

. . ationalsozialisten und Kommunisten auf der Grötzinger Land-
straße zu Schlägereien und später noch in Durlach zu An-
Sammlungen. Die Polizei griff mit einem Beroitschafts-
kommando ein und stellte die Ordnung wieder her. Mehrere
Personen wurden festgenommen; einer der Täter , ein An-
Hänger der KPD ., der zu Gewalttätigkeiten aufgereizt hatte,
wurde ins Bezirksgefängnis eingeliefert. Die Polizei hat ihren
Streifendienst verstärkt.

Badisches Landestheater . In der am Sonntag , den 26 . Juni ,
stattfindenden Wiederholung „Margarete " wird Kammersänger
Franz Schuster die Partie des „Mephisto" singen. Die Partie
der „Margarete " wird Frau Gertrud Meiling übernehmen.
Die letzten Tage der Spielzeit bringen als Wiederholungen am
Montag , den 27 . , eine Volksbühnenvorstellung von „Bor Son -
nenuntergang " von Gerhart Hauptmann ; am Dienstag , den
28 ., von Müller -Schlössers Komödie „Schneider Wibbel" und
«m Mittwoch, den 29., vom „Dreimäderlhaus ". Als Beschluß

— ' ' oe^ Tpivijahrs am Donnerstag , den 30 . Juni , geht neueinstu-
t t diert Donizektis Spieloper „Die Regimentstochter" zum ersten-
' ■ mal nach langjähriger Pause wieder in Szene . — Hiernach

bleibt das Landestheater bis Mitte September geschlossen. Die
Al . Operettenvorstellmigen im Städtischen Konzerthaus beginnen
Auf, .am 2. Juli 1932. — Das Badische Landestheater wurde ein-
Mk,js

'
iieladen, mit dem Singspiel „Im weißen Rößl" in Spanien zu

f . tieren . Der Plan läßt sich aus spielplantechnischen Gründen
kurz njdjt verwirklichen .' *

HzadiAe Ächtspiele — Konzerthaus . Noch vor der Sommer -
pause , zwangsläufig hervorgerufen durch die Sommeroperette ,
treten die Lichtspiele nochmal mit einem ganz großen Pro -
gramm vor die Öffentlichkeit .' „Das Land des Lächelns", Ope-
rette von Franz Lehar — mit Originalmusik — und mit
Richard Tauber in der Hauptrolle, ist diesmal der große Wurf .
Diese Operette , die alsbald nach ihrer Entstehung unzählige
Male über die deutschen und ausländischen Bühnen ging, hat
auch vor dem Film nicht halt gemacht . Wer die Operette kennt,
stellt ohne weiteres Vergleiche an zwischen Bühne und Film .
Jedenfalls steht der Film in in nichts nach . Regie, Photo-
graphie , Musik und Gesang geben ihr Bestes her. Die Ton-
Wiedergabe ist herrlich . Selbst die Pianostellen Richard Taubers
kommen rein und deutlich zu Gehör, ein Genuß für Auge und
Ohr . — Im Beifilm eine Humoreske, die Zeugnis gibt von
dem heutigen Stand des Tonfilmes . — Die Ufa-Wochenfchau
bringt allerlei Interessantes . — In den letzten Tagen des Juni
folgt als Abschluß des Spieljahres „Die Fledermaus " .

Staatsameisev
Bekanntmachung .

Milchwirtschaftlicher Zusammenschluß für
das Berbrauchergebiet Pforzheim .

Auf Grund des § 38 des Milchgesetzes vom 31. Juli 1930
(RRBl . S , 421) , des § 28 der Ersten Verordnung zur Aus-
führung des Milchgesetzes vom 15. Mai 1931 (RGBl . S . 150)
und der Vorschriften in Abschnitt XI der badischen Vollzugs-
Verordnung zum Milchgesetz vom 39 . Dezember 1931 (GVBl .
1932 S . 1 fst ) wird angeordnet :

§ 1 .
(■1 ) Zur Regelung des Absatzes und der Verwertung von

Trinkmilch und Werkmilch im Verbrauchergebiet Pforzheim
werden

a ) sämtliche Vereinigungen von Milcherzeugern,
b ) alle einer derartigen Vereinigung nicht angeschlossenen

Milcherzeuger,
c ) die Milch be- und verarbeitenden Betriebe , die im Gebiet

des Zusammenschlusses ihren Sitz haben,
zu einer Vereinigung zusammenzuschlossen .

(2) Die Vereinigung führt den Namen „Milchwirtschaftlicher
Zusammenschluß für das Verbrauchergebiet Pforzheim " und
hat ihren Sitz in Pforzheim . Sie ist rechtsfähig.

8 2.
Das Gebiet des Zusammenschlusses umfaßt den Amtsbezirk

Pforzheim.
§ 3-

Die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die übrigen
Rechtsverhältnisse des Zusammenschlusses regeln sich nach der
anliegenden Satzung .

§ 4.
Bis zur Bestellung eines Vorstandes und Geschäftsführers

nach den Vorschriften der Satzung werden die Geschäfte des
Zusammenschlusses durch den Bad . Mollereiverband Karlsruhe
« . V . geführt.

? &.
Die vorstehende Anordnung tritt mit dem Tag « der Ver-

kündigung in Kraft .
Karlsruhe den 21 . Juni 19S2.

Der Minister des Innern :
I . V . : Weitzel .

Satzung
des milchwirtschastlichen Zusammenschlusses für das Ber¬
brauchergebiet Pforzheim.

§ 1 .
Name nnb Sitz .

Unter dem Namen „Milchwirtschaftlicher Zusammenschluß
für das Verbrauchergebiet Pforzheim " wird ein Zusammen-
fchluß im Sinn « des 8 38 des Milchgesetzes gebildet ; er ist
rechtsfähig . Der Sitz des Zusammenschlusses ist Pforzheim .
Er erwirbt die Mitgliedschaft des Badischen Molkereiverbandes
Karlsruhe e . B.

§ 2 . .
Zweck .

(1 ) Zweck des Zusammenschlusses ist die Regelung des Ab-
satzes und der Verwertung von Trinkmilch und Werkmilch im
Verbrauchergebiet Pforzheim durch Zusammenschluß der Milch -
erzeuger, der Vereinigungen der Milcherzeuger und der milchte«
und verarbeitenden Betriebe. Der Zweck soll insbesondere er-
reicht werden durch Regelung des Angebots und des Absatzes
von Milch nach einheitlichen Grundsätzen und durch Anpassungder Milcherzeugung an den Bedarf.

(2) Zweck des Zusammenschlusses ist ferner , die Belieferung
des Verbrauchergebietes Pfor ^ Äm mit Trinkmilch und Rahin
ausschließlich zu übernehmen; "fix Lieferung von Milch und
Rahm in das Gebiet des Zusammenschlusses sind deshalb nur
die dem Zusammenschluß angehörenden Betriebe berechtiat;der Vorstand kann abweichende Bestimmungen treffen. Als
Trinkmilch im Sinne dieser Satzung gilt alle Milch , die nicht
zur Verarbeitung zu Butter , Käse und Milchdauerwaren be-
stimmt ist.

(3) Die Errichtung eigener wirtschaftlicher Geschäftsbetriebeund die Beteiligung an wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben ist
ausgeschlossen .

8 3.
Geschäftsjahr.

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr . Das erste Geschäfts-
jähr beginnt mit dem Tage des Inkrafttretens dieser Satzungund endigt am 31. Dezember 1932.

8 4.
Gebiet des Zusammenschlusses .

Das Gebiet des Zusammenschlusses umfaßt den Amtsbezirk
Pforzheim.

8 5.
Mitgliedschaft .

(1 ) Mitglieder des Zusammenschlussessind :
a) sämtliche Vereinigungen von Milcherzeuger» ,b) alle einer derartigen Vereinigung nicht angeschlossenen

Milcherzeuger,
c) die milchbe - und verarbeitenden Betriebe, die im Ge».

biet des Zusammenschlusses ihren Sitz haben.
(2) Als Mitglieder des Zusammenschlusses können außerdem

aufgenommen werden Vereinigungen von Milcherzeugern, ein»
zelne Milcherzeuger und michbe- und verarbeitende Betriebe,deren Milch oder Rahm mit Zustimmung des Vorstandes des
Zusammenschlusses ganz oder zum Teil in das Verbraucher-
gebiet Pforzheim geliefert wird, auch wenn sie außerhalb des
in 8 4 bezeichneten Gebietes ihren Sitz haben .

(3) Die Mitgliedschaft ruht für Milcherzeuger, solange siedie im eigenen Betrieb gewonnene Milch ausschließlich im
eigenen Betrieb verbrauchen oder verarbeiten . Der Vorstandkann bestimmen , daß für einzelne Mitglieder oder Gruppenvon Mitgliedern die Mitgliedschaft ruht , insbesondere solange
sie die Milch unmittelbar im Betrieb an Verbraucher als
Trinkmilchoder die Milch ausschließlich an einen Verarbeitung ^
betrieb abgeben .

8 6.
Beendigung der Mitgliedschaft .Die Mitgliedschaft erlischt mit dem Zeitpunkt, in dem das

Mitglied die Belieferung des Verbrauchergebiets Pforzheim mit
Milch oder Rahm auf Anordnung oder mit Zustimmung des
Vorstandes dauernd einstellt . Die Mitgliedschaft von Be - und
Verarbeitungsbetrieben erlischt mit dauernder Einstellung des
Betriebes . Die Einstellung der Belieferung oder der Be- und
Verarbeitung ist dem Vorstand des Zusammenschlusses unver-
züglich anzuzeigen.

8 ?.
Organe.

Organe des Zusammenschlusses sind :
1 . der Vorstand,
2 . die Vertreterversammlung,
3 . der Rechnungsprüfungsausschutz.

8 «.
Porstand.

( 1) Der Vorstand besteht aus neun Mitgliedern; er ist be-
schlußfähig , wenn mindestens sieben Mitglieder bzw . Stell -
Vertreter anwesend sind . Sechs Mitglieder, darunter vier aus

Goldmundstück und Ohne fTlundsKick*
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dem Kreis« der Milcherzeuger und zwei aus dem Kreise de»michbe- und verarbeitenden Betriebe, werden durch die Per -treterversammlung , >c ein Mitglied wird durch die BadischeLandwirtschaftskammer, die Württembergische Landwirtschafts-kammer und den Badischen Molkereiverband Karlsruhe e . B.bestellt ; das durch die WürttembergischeLandwirtschaftskammerbestellte Vorstandsmitglied hat Stimmrecht nur bei Festsetzungder Preise (vgl . 8 12 Absatz 1 Satz 1 ). Für jedes Vorstands¬mitglied ist ein Stellvertreter zu bestellen . Der Vorstand wähltaus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter .Die Amtsdauer des Vorstandes beträgt drei Jahre ; sie endetfür den erstmals bestellten Vorstand zum Zeitpunkt der nachAblauf des dritten Geschäftsjahres stattfindenden ordentlichenVertreterversammlung . -----
(2) Der Vorstand vertritt den Zusammenschluß gerichtlichund außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichenVertreters .
(3) Dem Vorstand obliegt die Wahrnehmung aller nichtausdrücklich anderen Organen zugewiesenen Aufgaben . Außerder Durchführung der Satzung bleibt dem Vorstand insbeson»dere vorbehalten :

. *) die Regelung des Absatzes und der Verwertung der Trink»milch und der Werkmilch und die Bestimmung darüber ,an welche Stell « und unter welchen Bedingungen die inden Verkehr zu bringende Milch zu liefern ist ;d) die Festsetzung von Ausgleichs- und Mitgliederbeiträgenzc ) die Regelung der Art der Berechnung und Bezahlung de»Milchlieferungen ;6) die Aufnahme und der Ausschluß von Mitgliedern;e) die Verhängung von Buhen bei Zuwiderhandlungen ge»gen die Satzung , Beschlüsse der VertreterversammluuHund des Vorstandes bis zur Höhe von 299 M für jedeneinzelnen Fall der Zuwiderhandlung ;f) die Überwachung der Jnnehaltung der den Mitgliedernobliegenden Pflichten;
g ) die Einberufung der Vertreterversammlung .
(4) Gegen die Verhängung einer Buße und gegen den Aus«fchluß kann der Betroffene innerhalb von 14 Tagen nach Zu <stellung die Entscheidung eines Schiedsgerichts (8 13) anrufen »Der Antrag ist beim Vorsitzenden des Zusammenschlussesschriftlich einzureichen und zu begründen. Der Vorstand hatalsbald Vorlage an das Schiedsgericht zu erstatten.(5) Beschlüsse , die sich auf Marken- oder Vorzugsmilch be«ziehen, dürfen nur im Einvernehmen mit der Überwachung ^stelle bei der Badischen Landwirtschaftskammer erlassen werden.

8 S.
Bertreterversammlung .

( 1 ) Der Vertreterversammlung gehören ana) für jede Gemeinde des Zusammenschlusses je ein Vertre«ter , der von den in der Gemeinde ansässigen Mitgliederndes Zusammenschlusses mit Stimmenmehrheit der Anw««senden gewählt wird ; bei der Wahl hat jedes Mitgliedeine Stimme ,d) für jeden dem Zusammenschluß angehörigen Be - undVerarbeitungsbetrieb je zwei von diesen bestimmte Ver»treter .
(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden je-weils auf die Dauer von drei Jahren gewählt .(3) Eine ordentliche Vertreterversammlung findet alljährlichjeweils in den ersten fünf Monaten nach Schluß eines Ge-fchäftsjahres statt . Eine außerordentliche Vertreterversamm»lung ist einzuberufen , wenn der Vorstand es für erforderlichhält oder wenn es von Mitgliedern der Vertreterversammlungbeantragt wird , denen zusammen mindestens ein Fünftel sämt»licher Stimmen zusteht.
(4) Der Beschlußfassung der Vertreterversammlung sind vor ,behalten :
а) die Wahl von sechs Vorstandsmitgliedern und deren Stell ,Vertretern,d) die Wahl eines Rechnungsprüfungsausschusses, bestehendaus drei Mitgliedern und deren Stellvertreter ,c) Entgegennahme des Geschäftsberichts , Genehmigung deHJahresrechnung und Entlastung von Vorstand und Ge«schäftsführer,б) Beschlüsse über Änderungen der Satzung oder über Auf-lösung des Zusammenschlusses (vorbehaltlich der Bestim-mungen in 8 14 ) .
(5) Die Vertreterversammlung wird durch den Vorsitzende»des Zusammenschlusses oder seinen Stellvertreter einberufêund geleitet. Die Einberufung hat mindestens eine Woche voHdem Tag der Versammlung durch schriftliche Benachrichtigungder Mitglieder der Vertreterversammlung zu erfolgen.
(6) Die Beschlüsse in der Vertreterversammlung werden mitStimmenmehrheit gefaßt, soweit die Satzung nichts änderet

vorschreibt ; bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge»lehnt . Wahlen sind geheim vorzunehmen, wenn ein Fünftelder anwesenden Mitglieder der Vertreterversammlung diesbeantragt . Bei der Abstimmung in der Vertreterversammlunghat
a) jeder Vertreter einer Gemeinde für jede volle hundertLiter Milch , die von den in der Gemeinde ansässigen Mit«gliedern des Zusammenschlussesim Jahresdurchschnitt täg»

lich im Verbrauchergebiet Pforzheim in Verkehr gebrachtwerden, je eine Stimme ,d) die Vertreter eines dem Zusammenschluß angehörigenBe- und Verarbeitungsbetriebes für jede volle dreihundertLiter Trinkmilch, die er im Jahresdurchschnitt täglich iirt
Verbrauchergebiet Pforzheim in Verkehr bringt und , für
jede volle sechshundert Liter Milch , die er im Jahres -
durchschnitt täglich verarbeitet, je eine Stimme ; bei Rahm»
oder Butterlieferung wird ein Pfund Butter elf Liter
Milch gleichgesetzt.

(7 ) Der Vorstand kann die Ausübung des Stimmrechts vom
vorherigen schriftlichen Nachweis der Milchmenge abhängig
machen .

(8) Zu jeder Vertreterversammlung sind Vorstand und Auf-sichtsrat der Milcherzeugergenossenschaft Bezirk Pforzheim
e .G . m .b .H . zuzuziehen; diese haben lediglich beratende Stimme.

8 10 .
Geschäftsführung.

Der Vorstand bestellt für den Zusammenschluß einen oder
mehrere Geschäftsführer ; diese haben die laufenden Geschäfte
entsprechend den allgemeinen und besonderen Anordnungen
der Vertreterversammlung und des Vorstandes ordnungsmäßig
und umsichtig zu führen .

8 ii .
Pflichten der Mitglieder .

Die Mitglieder des Zusammenschlusses sind verpflichtet ,
1 . sämtliche im eigenen Betrieb nicht verbrauchte od«r ver -

arbeitete Milch an die vom Vorstand bestimmte Stelle zu
2 die Anordnungen des Vorstandes und der Geschästsfüh -

rung oder deren Beauftragten hinsichtlich der Lieferung
von Milch , der Preisbemessung usw . einzuhalten;3 . die festgesetzten Beiträge zu entrichten ;

4 . auf Verlangen den Organen des Zusammenschlusses und
der Geschäftsführung oder deren Beauftragten jederzeit
Auskunft zu geben über die von ihnen gehaltene Zahl
von Milchkühen sowie über die von ihnen erzeugte oder



in Verkehr gebrachte Milch unter Angabe der Empfänger
und der Preise .

§ 12.
PreiSausschuß.

(1 ) Der Vorstana des Zusammenschlusses setzt Sie Preis«
fest , zu denen Trinkmilch an den Handel und vie Verbraucher
abgegeben wirö. Sei der Festsetzung der Preise wirkt - in
Preisausschuß gemäß 8 38 Absatz 5 deS Milchgesetzes beraten»
mit , der aus dem Vorsitzenden und acht Mitgliedern besteht .
Vorsitzender des Preisausschusses ist der Vorsitzende des Ju -
sammenschlusses , im Falle seiner Verhinderung sein Stellver -
treter . Mitglieder des Preisausschusses sind

vier Vertreter der Milcherzeuger, die vom BorstanS gewählt
werden,

ein Vertreter der Milch be- und verarbeitenden Betriebe, der
von diesen nach Matzgabe des Stimmrecht» in der Ver-
treterversammlung gewählt wird,

ein Vertreter des Milchhandels, der vom Landesverband der
Milchhändlergenossenschaftenund «vereine Baden? be-
stellt wird,

zwei Vertreter üer Verbraucher, von denen je einer durch
die Stadt Pforzheim und den Bezirksrat Pforzheim be-

. stellt wird.
In gleicher Weife sind Stellvertreter für die Mitglieder zu

bestellen.
(2) Der Preisausschutz wird vom Borsitzenöem nach Bedarf

einberufen . Er mutz ihn einberufen auf Antrag öes Vor-
standes, der Vertreter des Milchhandels oder der Vertreter der
Verbraucher.

(3) Der Preisausschutz satzt seine Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit ; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des
Vorsitzenden .

(4) Die Mitglieder des Preisausschuffes erhalten als solche
keine Entschädigung.

(5) Beschlüsse, Sie sich auf die Preise für Marken- und Vor-
zugsmilch beziehen, können nur im Einvernehmen mit der
Uberwachungsstelle bei der Badischen Landwirtschaftskammer
in Vollzug gesetzt werden.

8 13.
Schiedsgericht.

(1 ) Streitigkeiten über die auf der Satzung beruhenden
Rechtsverhältnisse werden unter Ausschlutz des Rechtswegs
durch ein Schiedsgericht erledigt, das aus zwei Schiedsrichtern
und einem Obmann besteht . Jede Partei hat einen Schieds-
eichten zu bestellen ; kommt eine Partei der Aufforderung zur

Bestellung eine ? Schiedsrichters nicht binnen 14 Tagen nach,
so wird ihr Schiedsrichter durch das Bezirksamt Pforzheim be-
stellt . Der Obmann des Schiedsgerichts wird von den beiden
Schiedsrichtern, oder wenn oiese sich nicht einigen, durch das
Bezirksamt Pforzheim bestellt . Das Schiedsgericht entscheidet
endgültig, vorbehaltlich »es Rechts der Aufsichtsbehörde (vgl .
§ 16) , nach Matzgabe des Milchgesetzes und der Ausführungs -
Bestimmungen hierzu abweichende Anordnungen zu treffen.

(2) Das Schiedsgericht entscheidet auch über die Tragung der
Kosten und deren Höhe . Im übrigen finden die Vorschriften
der §§ 1025 ff . ZPO . entsprechende Anwendung. Zuständiges
Gericht nach § 1045 ZPO . ist das Amtsgericht Pforzheim.

z 14.
Satzungsänderung und Auftösun, .

(1 ) Änderungen der Satzung und die Auflösung des Zu-
sammenschlusses können nur in einer unter Angabe dieser
Beratungsgegenstände einberufenen Vertreteroersammlung , in
welcher mindestens zwei Drittel aller Stimmen vertreten sind ,
mit einer Mehrheit von vrei Vierteln der vertretenen Stim -
men beschlossen werden. Ist in der Vertreterversammlung die
erforderliche Anzahl von Stimmen nicht vertreten , so ist auf
Antrag eine weitere Versammlung unter Angabe der Tages -
ordnung einzuberufen, in welcher ohne Rücksicht auf die Zahl
der vertretenen Stimmen Beschlüsse über Satzungsänderun¬
gen oder Auflösung des Zusammenschlusses mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln aller vertretenen stimmen gefatzt wer-
den können .

(2) Satzungsänderungen , die eine Ergänzung oder Ände -
rung des Gebietes des Zusammenschlusses zum Gegenstand
haben, können vom Vorstand mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden.

(3) Beschlüsse über Änderungen der Satzung u,U> die Auf-
lösung des Zusammenschlussesbedürfen der Genehmigung des
Bezirksamts Pforzheim . Sie werden erst mit Erteilung die -
ser Genehmigung wirksam und sind sodann öffentlich bekannt-
zugeben.

§ 15.
Verbindlichkeiten des Zusammenschlusses.

Für Verbindlichkeiten des Zusammenschlusses haftet sein
Vermögen.

8 16.
Staatsaufsicht .

Der Zusammenschluß steht nach Matzgabe des § 74 der Voll-
zugsoerordnung zum Milchgesetz unter der Aufsicht des

Staate » ; dt« Aufsicht führt unbeschadet der Ofeotufftcht ix»
Ministers de» Innern das Bezirksamt Pforzheim , da» zu alle«
Sitzungen der Organ « des Zusammenschlussesunter Bekannt-
gäbe der Tagesordnung einzuladen ist.

Vevsonellev Teil
Ernennungen . Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich de» Staatsministerium»

versetzt:
Kanzleiassistentin Johanna Rudolf beim Landgericht Karls¬

ruhe zum Staatsministerium .
Finanzministerium:

— Wasser- und Straßenbaudirektion . —
Planmäßig angestellt :

Die Straßenwärter Emil Klipfel in Fahrnau und Gottlieb
Maier in Müllheim.

In be» Ruhestand treten kraft Gesetzes nach Erreichung
der Altersgrenze :

Schiffsführer Gustav Sprauer in Gressern , Stratzenwärter
Jakob Hagmanu in Reulutzheim und Straßenwärter Josef
Käfer in Donaueschingen.

Gestorben:
Wasseroberbaumeister Josef Wittmann in Ackern , Straßen -

Wärter Heinrich Schaar in Pfaffenrot , Stratzenwärter a . D.
Johann Brian in Stebbach und Stratzenwärter a . D . Johann
Doli» in Schönenbach .

NadischeS Laudestbeatev Karlsruhe
Spielplan »om 28. bis 3». Juni 1932

Im Landestheater :
Dienstag , 28. Juni * B 30 . Th . -Gem . 1301—1400 . Schneider

Wibbel. Komödie von Müller -Schlösser. 20 bis 22.30 (3,50K
Mittwoch, 29 . Juni . Nutzer Miete. Das Dreimäderlhaus .

Singspiel von Schubert -Berte . 20 bis 22 .45 (4,20).
Donnerstag , 30. Juni G 30 . Th .-Gem. 1 . S .-Gr . Neu ein-

studiert : Die Regimentstochter. Komische Oper von Doni»
zetti. 20 bis 22 (4,90 ) .

Ende der Spielzeit .

MWs LmdesPM
Sonntag , den 26 . Juni 1932

Zu ermäßigten Preisen

Brotze Oper von Gounod
Dirigent : Krips
Regie : Pruscha
Mitwirkende :

aberkorn,Meiling , Seiber -
ch, I Grötzinger, Nentwig,

Ritschl , Schuster
Anfang 19 End« 22 ' /,

Preise 0,50- 3,59 m
Montag , den 27 . Juni 1932

Schauspiel
Von Gerhart Hauptmann

Regie : Baumbach
Mitwirkende :

Bertram , Ehrhardt ,
Ermarth , Ervig , Frauen -
dorfer, Brand , Ernst, Gem-
« ecke, Herz, Höcker, Kloeble,
Kienscherf , P . Müller , Prü -
ter, Schulze, v. d . Trenck
Anfang 20 . Ende nach 22l/8
Preise A (0,60—3,50 XS)
Die -28,6. Schneider Wibbel.

bitte bei allen Einkäufen
und Bestellungen Bezug
auf die Anzeigen in der

„Karlsruher Zeitung "

Möbelhaus

Karl Thome & Cie
Karlsruhe , Herrenslr . 23

gegenüber der Reichsbank

Elegante rassige Modelle
Gute , haltbare Ware !

Sehr billige Preise !
LMj Riesengroße Auswahl !

Dächer

Bekanntmachung
Die Stelle des

Bürgermeisters
in der Amtsstadt Engen ist neu zu besetzen.

Geeignete Bewerber wollen ihre Bewerbungen mit
Gehaltsansprüchen bis Samstag , den 2. Juli d. I ., an
den Gemeinderat der Stadt Engen einreichen .

Herren, die schon in der Kommunalverwaltung tätig
waren, werden bevorzugt.

Engen , den 22 . Juni 1932 . ß .93tt
Der Gemeinderat :

I . B . gez . : Kaltenbach ,
Bürgermeisterstellvertreter.

in Bitumenpappe und - Gewebe
führt auS

Rheinische Asphalt - und
Jementplattenfabrik

®. m. b . H .
Karlsruhe - Hafen

Offenburg. S .22
Güterrechtsregistereintrag

Bd. I , S . 80 : Hermann
Flötzer, Schneidermeister in
Appenweier und Barbara
geb , Föll . Vertrag vom 18.
Mai 1988; ©iiJ-erirennmtg .

Offenburg, 23 . Juni 1932 .
Amtsgericht III.

Fideiitas
unsere langjährige Spezialität

von keinem anderen Bier an Wohlgeschmack und BeS^ömmlichkeit über¬
troffen . - Die Verwendung von Malz aus bester inländischer Gerste , erzeugt
in unseren eigenen Mälzereien , besondere Verfahren der Herstellung
und ungewöhnlich lange Lagerung , verbürgen ein erstklassiges Produkt

BRAUEREI SCHREMPP - PRINTZ , KARLSRUHE

6 .211 . Karlsruhe, über
das Vermögen des Kauf«
mannS Wilbr' ---
Karlsruhe alleiniger In -
haber der Firma Möbel-
Heus Brüder W . u . H . Bär
iit Karlsruhe , Äoisetstt . lllJ
wurde Heute SJachmittr
4 Uhr das Vergleichs «
verfahren zur Abwxn^des Konkurses er^,
VertrauenspecsiL.
anwalt Otto Geier, Karls »
ruhe, Kaiserstraße 112 . Ver¬
gleichstermin ist am Frei-
tag, dm 22 . Juni 1932, vor¬
mittags 11 Uhr vor dem
AmtsgerichtKarlsruhe,Aka»
demiestraße 8, III . Stock,
Zimmer Nr . 253 . Der An-
trag auf Eröffnung de»
Verfahrens nebst Anlagen
sowie das Ergebnis der
weiteren Ermittlungen sind
auf der Geschäftsstelle zur
Einsicht der Beteiligten nie-
dergelegt. Karlsruhe , den
22 . Juni 1932 . Amtsgericht
A . 1 . .

PORPIIYRWERK
DOUEMIIIM

1
HANSVATU8 [Iii

j DOSSENHEIMA5£40srs (

SIRAHENBAU - I
MATERIAL

- Pfennig - Tage bei Knopf
Mehr denn je für 95 Pfennig I Wir waren uns klar, daß
wir dieses Mal Außergewöhnliches bieten müssen . Ueber -

zeugen Sie sich selbst . Unsere Fensterfronten , unsere

Auslagen auf Tischen und Theken sprechen zu Ihnen.

Druck B . Braun . Karlsruhe

Beginn :
Samstag , den 25 . Juni .
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